
Kein Traumtänzer, 
sondern Realist
US-Diplomatie Die Biden-Regierung sollte in ihrer 
Außenpolitik auf Adlai Stevenson zurückkommen
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Der nächste Sturm Bei den US-Zwischenwahlen kann Joe Biden viel verlieren
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�Q Hans-Georg Ehrhart

Einzelne machen manchmal Ge-
schichte. Einer davon war sicherlich 
Adlai E. Stevenson, zweimaliger de-

mokratischer Präsidentscha!skandidat 
und US-Botscha!er bei der UNO von 1961 
bis 1965. Er war es, der sich in der Kuba-
Krise vor 60 Jahren wirkungsvoll dafür 
einsetzte, ein nukleares Armageddon 
durch diplomatische Konsequenz und 
Kreativität zu vermeiden. Dafür wurde er 
von den politischen Falken als „Weich-
ling“ verunglimp!, der die nationale Si-
cherheit der USA zu verkaufen bereit sei. 
Dabei hätte er posthum den Friedensno-
belpreis verdient.

Nachdem die US-Geheimdienste 1962 
entdeckten, dass die Sowjetunion atoma-
re Mittelstreckenraketen auf Kuba statio-
niert hatte, ging es darum, wie darauf re-
agiert werden sollte. Die Hardliner waren 
für eine Invasion, andere – zunächst auch 
Präsident John F. Kennedy – für die Bom-
bardierung der Stellungen. Schließlich 
entschied man sich für eine Blockade und 
gewann so Zeit für eine politische Kon-
"iktregelung. Stevenson hielt eine militä-
rische Lösung für viel zu riskant. Immer-
hin standen sich zwei hochgerüstete ato-
mare Supermächte gegenüber. Er war 
kein idealistischer Traumtänzer, sondern 
Realist, der gegenüber Moskau der Devise 
folgte: „Erpressung und Einschüchterung 
niemals, Verhandlungen und gesunder 
Menschenverstand immer!“

Konzessionen unumgänglich
Stevenson setzte alles daran, Kennedy zu 
überzeugen, dem sowjetischen Regie-
rungs- und Parteichef Nikita Chruscht-
schow die Botscha! klarzumachen, dass 
die USA keinen Nuklearkon"ikt wollten, 
sondern den friedlichen Ausweg. Seine 
feste Überzeugung: Raketenbasen, wo sie 
auch stehen, sind immer verhandelbar, 
wenn dadurch ein Atomkrieg verhindert 
werden kann. Das war für ihn kein Zei-
chen von Nachgiebigkeit, sondern politi-
scher Weisheit.

Da im Ukraine-Kon"ikt die Politik auf 
allen Seiten in der Logik des Krieges ver-
harrt, wünschte man allen Akteuren die 
diplomatische Zähigkeit eines Adlai Ste-

venson. In seinem ersten Memorandum 
an den US-Präsidenten schlug er einen 
„back channels of communication“ vor, 
der Fidel Castro sowie Nikita Chruscht-
schow mit einer Vertrauensperson der 
US-Regierung verbinden sollte. Diesen 
Part übernahm Kennedys Bruder Robert, 
der sich am 27. Oktober 1962 mit seinem 
sowjetischen Gegenüber auf einen Kom-
promiss einigte. Wie sehr ist zu ho$en, 
dass auch heute ein solcher Kanal zusätz-
lich zum 1963 installierten „heißen 
Draht“ zwischen Washington und Mos-
kau existiert. Falls nicht, sollte er drin-
gend eingerichtet werden. Die von Ste-
venson darüber hinaus entwickelte Idee, 
Kuba zu neutralisieren und zu demilitari-
sieren, könnte für den Ukraine-Kon"ikt 
ebenso bedenkenswert sein wie die Stati-
onierung von UN-Blauhelmen in den rus-
sisch besetzten Gebieten. Stevenson 
schlug sogar vor, die auf Kuba liegende 
US-Base Guantanamo Bay, die 1903 von 
den USA für 99 Jahre und 1934 unbefristet 
gepachtet wurde, aufzugeben für den Ab-
zug der sowjetischen Raketen. Ohne ver-
gleichbare Konzessionen in Form von 
territorialen Sonderstatuten mit Autono-
mierechten dürfte der jetzige Krieg 
schwerlich zu beenden sein.

Auch der 1962 erreichte Kompromiss, 
bestehend aus einer US-Sicherheitsgaran-
tie, dem Abzug der sowjetischen Atom-
wa$en aus Kuba und der US-Atomwa$en 
aus der Türkei, gibt Anregungen für eine 
Regelung des Ukraine-Kon"ikts. So könn-
ten die fünf Ständigen Mitglieder des UN-
Sicherheitsrats eine zwischen den Kon-
fliktparteien gefundene Übereinkunft 
garantieren. Die direkten und indirekten 
Kriegspartien müssten zugleich einen Ab-
rüstungsprozess mit dem Ziel einer neu-
en europäischen Friedensordnung begin-
nen. Der Weg dorthin führt über Vertrau-
ensbildung und Kommunikation. Beides 
ist gerade während eines laufenden Kon-
"ikts notwendig. So wie Stevenson inmit-
ten der Kuba-Krise eine Deeskalation vo-
ranbrachte, sollte derzeit die Biden-Regie-
rung die Einbahnstraße der Kriegslogik 
verlassen und den diplomatischen Ansatz 
von einst als Muster annehmen. 

Hans-Georg Ehrhart ist Senior Research Fellow 
des Hamburger Friedensforschungsinstituts

�Q Johannes Streeck

Der Name Phoenix ist weniger 
eine Ortsbeschreibung als ein 
Sammelbegriff. Von den 7,2 
Millionen Menschen, die Ari-
zona ihr Zuhause nennen, le-

ben fast fünf Millionen im Maricopa Coun-
ty, der Metropolregion um die Hauptstadt. 
Schnurgerade Boulevards verbinden rapide 
wachsende Vorstädte miteinander und ver-
wischen Grenzen. Scottsdale, Mesa, Tempe, 
Phoenix – wo man sich gerade in diesem 
ausgedehnten Ballungsraum be%ndet, sagt 
einem o!nur die Farbe der Straßenschilder. 
Auch Chandler gehört mit seinem Dunkel-
rot zur Umgebung von Phoenix. An einem 
warmen Abend haben die Arizona Young 
Republicans zum Wahlmeeting im gehobe-
nen Biergarten geladen, mehrere Hundert 
Leute versammeln sich.

Danielles Angst
Über einen großen Monitor läu! ein neuer 
Wahlkampfspot von Kari Lake. Unterstützt 
von wuchtigen Sounde$ekten werden wich-
tige Lebensstationen der Kandidatin für den 
Gouverneursposten resümiert: ärmliche 
Kindheit in Iowa, dann ein Putzjob, um das 
Studium zu %nanzieren, schließlich der be-
ru"iche Durchbruch in Arizona. Über zwei 
Jahrzehnte war Lake eine feste Größe im Lo-
kalfernsehen als Nachrichtensprecherin ei-
nes großen regionalen Senders. Während 
der Pandemie scherte sie dann plötzlich 
nach rechts aus und kündigte ihre Stelle. Sie 
habe keine Desinformation mehr verbrei-
ten können, sagt sie heute zu ihrem Bruch 
mit dem Fernsehen. Gott habe sie dazu be-
rufen, in die Politik zu gehen. Seitdem sie 
selbst nicht mehr dazugehört, sind Medien 
für Kari Lake eine beliebte Zielscheibe.

Der Spot mündet in einem Zusammen-
schnitt von Aussagen der Kandidatin: „Wir 
erleben eine Invasion an unserer südlichen 
Grenze“, tönt es untermalt von anschwellen-
den Akkorden. „Es wird keine Impfp"icht 
geben!“; „Wenn sie unsere Kinder berühren, 
werden wir sie in Stücke reißen!“ Dass Kari 
Lake in der Gegend prominent ist, zeigt der 
Andrang, der entsteht, bevor sie selbst die 
Bühne betritt. Mit strahlenden Augen 
schreitet sie nach vorn und lächelt professi-
onell in die Handykameras ihres Publikums. 
„Arizona soll Arizona bleiben!“ Starker Ap-
plaus. Die vermeintlich progressive Politik 
der Demokraten solle dorthin zurück, wo 
sie hingehöre – in den Nachbarstaat Kalifor-
nien. Danielle, die mit ihren Freundinnen 
am Rand steht, fühlt sich von Kari Lake an-
gesprochen. „Ich glaube an die Freiheit und 
an Gott“, sagt die junge Frau kämpferisch. 
Die Demokratische Partei sei für sie „sata-
nisch“. Das glaube sie wirklich. „Sie wollen 
eine kommunistische Weltregierung.“

Was in Phoenix und seinen Satellitenstäd-
ten geschieht, wirkt weit über Arizona hin-
aus. Der Staat im Westen der USA gilt als 
„Swing State“. Hier ging das Präsidentenvo-
tum 2020 nur äußerst knapp an Joe Biden 
und wurde maßgeblich im Maricopa Coun-
ty entschieden. Unter den Kandidatinnen 
und Kandidaten der Republikaner, die es 
jetzt vor der Zwischenwahl durch einen bru-
talen und teuren Vorwahlkampf gescha&

haben, %ndet sich niemand, der Bidens Prä-
sidentscha! anerkennen würde. Da ist ein 
Kon"ikt um die Wahlergebnisse beinahe 
programmiert. Als Kari Lake kürzlich in ei-
nem Interview gefragt wurde, ob sie eine 
Niederlage gegen ihre Kontrahentin Katie 
Hobbs hinnehmen würde, wollte sie sich 
nicht festlegen. Im Moment liegen beide in 
den Umfragen gleichauf.

Seit dem 19. Jahrhundert, als in Arizona 
Silber- und Kupfervorkommen entdeckt 
wurden, wächst dessen Bevölkerung immer 
wieder stoßartig. Zu den indigenen Gemein-
den, die seit Tausenden von Jahren die Wüs-
ten und Berglandscha!en besiedeln, kamen 
zunächst Rancher und Bergbauarbeiter, spä-
ter die Arbeiter der Rüstungsindustrie. In 
der Nachkriegszeit siedelten sich Pensionä-
re und junge Familien an, gelockt vom son-
nigen Wetter und von Lebenshaltungskos-
ten, die lange Zeit niedriger waren als in den 
Großstädten an der Küste. Mit den späten 
1980er Jahren war die Republikanische Par-
tei von Arizona die Domäne des Senators 
John McCain, der für den Machterhalt im 
Staat auf einen eigenwilligen Zentrismus 
setzte. McCain ergänzte die alte Koalition 
aus Bergbau-Unternehmern und Landbesit-
zern um Evangelikale und konservative La-
tinos. Der ehemalige Kampfpilot verstarb, 
bevor er erleben musste, wie seine Partei die 
Präsidentenwahl 2020 in Arizona erstmals 
seit 24 Jahren an die Demokraten verlor. 
Kari Lake hat nicht nur immer wieder den 
verstorbenen Senator und dessen Ehefrau 
attackiert. Deren Tochter Meghan McCain 
nannte sie jüngst eine „Globalistin“, die sich 
heimlich „für das Ende Amerikas“ einsetze.

Zwei Autostunden nördlich von Chand-
ler hingegen wird der Geist McCains unter 
Beifall beschworen – von einem Demokra-
ten. Prescott ist eine Kleinstadt in den Ber-
gen, die örtliche Partei hat auf den Vor-
platz des imposanten Gerichtshofes gela-
den. Auf der Bühne spricht Mark Kelly, der 
momentan für Arizona im Senat sitzt und 
am 8. November sein Mandat gegen den 
Republikaner Blake Masters verteidigen 
will. Kelly ist ebenfalls ein ehemaliger 
Kampfpilot, darüber hinaus war er als Ast-
ronaut gleich mehrfach im All. Beim Pres-
cott-Meeting trägt er eine Fliegerjacke, auf 
der Embleme der Air Force wie der Raum-
fahrtbehörde NASA zu sehen sind. Kelly 
fordert vom Publikum Applaus für das Mi-
litär, kurz danach bedankt er sich bei der 
Polizei, „die dafür sorgt, dass wir in Sicher-
heit leben können“. Abgesehen von ein 
paar Nebensätzen zur radikalen Abtrei-
bungspolitik der Republikaner, %ndet sich 

in Kellys Rede eher wenig, was ihn als De-
mokraten erkennen lässt. Neben nostalgi-
schen Worten für John McCain erwähnt er 
noch Barry Goldwater, einen o$en rassisti-
schen, fanatisch antikommunistischen Re-
publikaner, dessen Vater lange Zeit Bürger-
meister von Prescott war. Schon ein ober-
"ächlicher Blick auf das geistige Erbe der 
Goldwaters reicht, um zu erkennen, dass 
extrem rechte Ideen in Arizona nichts 
Neues sind. Auch der vermeintlich mode-
rate McCain machte Stimmung gegen Mi-
granten aus Mexiko, wenn es ihm oppor-
tun erschien. Wer Leute wie Kari Lake und 
Blake Masters nur als eine Schattierung 
innerhalb des konservativen Flügels der 
Republikaner abtut, unterschätzt, in wel-
chem ideologischen Fahrwasser deren Kli-
entel unterwegs ist.

Linda Rhyne Briseno lebt in Tempe, einer 
Vorstadt im Osten von Phoenix, in einem 
Einfamilienhaus. Ihr Ehemann ist vor Jah-
ren verstorben, der erwachsene Sohn lebt 
im Ausland. Um die Rente aufzubessern, ar-
beitete sie bis 2020 zuweilen im Einzelhan-
del. Als ihr Arbeitgeber verlangte, dass An-
gestellte im Geschä! Masken zum Schutz 
gegen Corona tragen, kündigte Linda. Die 
Gefahren des Virus verneint sie nicht, doch 
ist für sie die Abwehr der Pandemie ein Mit-
tel, „um das Denken der Menschen zu kont-
rollieren“. Linda setzt sich in ihrem Haus auf 
einen Bürostuhl und erklärt geduldig die 
Grundfesten ihrer Weltsicht: Donald Trump 
sei weiterhin der wirkliche Präsident der 
USA, Joe Biden dagegen werde von einem 
Schauspieler dargestellt, den wiederum Ex-
Präsident Barack Obama in der Hand habe. 
Für ihre Schuld an einer weltumspannen-
den Verschwörung gegen die Menschheit 
warte auf viele prominente Demokraten ein 
Tag der Sühne. Dann werde sie Gott für ihre 
Sünden bestrafen. „Es wird Tote geben“, sagt 
Linda etwas bedauernd. 

Lindas Hirngespinste
Mit dieser Vision ist sie in Arizona keine 
Ausnahme. In ihrem Denken spiegeln sich 
nicht nur apokalyptische Prophezeiungen 
evangelikaler Christen, sondern auch Frag-
mente der sogenannten QAnon-Verschwö-
rungstheorie, derzufolge die Demokratische 
Partei im großen Stil in eine Art kannibalis-
tischen Handel mit Kindern verwickelt ist. 
Für Menschen wie Linda Rhyne sind die 
Wahlen am 8. November weitaus mehr als 
ein politischer Stichtag, nämlich ein weite-
rer Schritt in Richtung Prophezeiung. „Ich 
gebe zu, dass ich manchmal ziemlich ange-
spannt bin. Wir leben in solch aufregenden 
Zeiten.“ Manchmal könne sie die Zeit bis 
zum Jüngsten Gericht gar nicht abwarten. 
Dann schaue sie in den Himmel und "ehe 
Gott an. „Wann passiert es endlich?“ 

In Chandler stürmt Kari Lake zu den ag-
gressiv-fröhlichen Klängen von Walking on 
Sunshine auf die Bühne und wirkt wie eine 
Person, die sich als Prophezeiung emp%n-
det. Lake wird seit ihrem Vorwahlkampf als 
Trump-Nachfolgerin gehandelt. Wenn sie 
gewinnt, führt sie einen der größten Swing 
States in die nächste Präsidentenwahl.

Lesen Sie zu den USA auch die Zeitgeschichte 
über Richard Nixons Wahlsieg 1972 auf Seite 12

Gott wird euch strafen
Arizona Republikanische Bewerber übertre%en sich mit apokalyptischen Prophezeiungen

In Maricopa 
County findet 
sich kein 
Republikaner, 
der Biden 
anerkennt

2002
Durchmarsch für Bush
Rückenwind für den republikanischen 
Präsidenten und seinen globalen  
Anti-Terror-Feldzug. Den Republikanern 
gelingt der äußerst seltene Coup, als  
Präsidentenpartei bei Zwischenwahlen 
zuzulegen. Sie bauen ihre Mehrheit im 
Repräsentantenhaus um drei Mandate 
auf 226 Sitze aus, die Demokraten  
verlieren fünf und liegen bei 203. Es ist 
das erste Mal seit fast 50 Jahren, dass  
die Republikaner wieder beide Kongress-
kammern und das Weiße Haus  
kontrollieren.

2006
Aus der Traum
Für die Republikaner geht die Ho!nung 
verloren, sich für eine Generation  
als rechte Homeland-Partei mit stabiler 
Kongressmehrheit zu etablieren.  
Präsident Bush stößt mit seiner Besat-
zungsmacht in Afghanistan und  
im Irak auf he"igeren Widerstand als 
erwartet. Seine Wahlniederlage fällt 
ziemlich deutlich aus. Im Repräsentanten-
haus gewinnen die Demokraten mit  
239 Mandaten wieder die Mehrheit, auch 
im Senat liegen sie vorn

2010
Obamas Dilemma
Was George Bush erst in der zweiten 
Amtszeit widerfährt, tri# Barack Obama 
bereits in seiner ersten. Bei den  
Zwischenwahlen schrumpfen die Demo-
kraten im Repräsentantenhaus von  
256 auf 193 Sitze. Sie verlieren auch sechs 
Senatoren, haben aber mit 53 noch  
die Mehrheit in der zweiten Kammer. 
Obama steht wegen seiner Gesund-
heitsreform unter Druck und muss fortan 
gegen einen mehr oder weniger  
republikanisch dominierten Kongress 
regieren.

2014
Rote Welle
Der Trend der Midterm Elections von 
2010 bestätigt sich trotz Obamas  
Wiederwahl 2012. Bezogen auf die Partei-
farbe der Republikaner dominiert  
einmal mehr die Farbe Rot, vor allem im 
Mittleren Westen. Sie verfügen jetzt 
auch im Senat mit 54 Sitzen über eine 
klare Majorität. Präsident Obama  
muss für die letzten beiden Jahre im 
Weißen Haus Kompromisse suchen, 
kann aber gegen einsame Entscheidungen 
im Kongress sein Vetorecht  
gebrauchen.

2018
Trump hält sich
Präsident Donald Trump wird nicht  
derart nach unten durchgereicht wie  
angenommen. Zwar erobern die 
 Demokraten nach gut zehn Jahren mit 
235 Sitzen wieder eine Mehrheit im  
Repräsentantenhaus, doch legen die 
Republikaner im Senat von 51 auf 53  
Mandate zu. Indem sie in ländlichen 
Gebieten teils auf Rekordwerte  
kommen, zeigt sich erstmals die  
wachsende Spaltung des Landes  
äußerst krass. LH

Zwischenwahlen
2002 – 2018

Ein US-Präsident geht 
zuweilen schneller 
in die Knie als gedacht

�Q Konrad Ege

Tage könnte es dauern, bis der 
Gewinner der Zwischenwahlen 
am 8. November feststeht. Wer 
Demoskopen Glauben schen-
ken wollte, zitterte wochenlang 

von Prognose zu Prognose. Über Umfragen 
zu berichten, ist aus Sicht der meisten Me-
dienhäuser kostengünstiger Journalismus. 
Fest steht, dass bei einem republikanischen 
Sieg im Senat oder Repräsentantenhaus 
oder in beiden Kammern eine Blockade de-
mokratischer Vorhaben droht. Denn diese 
Abstimmung bewertet die erste Halbzeit 
von Joe Biden. Bei Amtsantritt sprach er 
über einen „historischen Punkt“ von Krise 
und Herausforderung, an dem die Nation  
angekommen sei.

Die böse Hexe
Die schlimmste Phase der Corona-Pande-
mie ist augenscheinlich überstanden nach 
mehr als einer Million Toten in den USA. 
Die zwei Jahre einer demokratischen Regie-
rung mit knappen Mehrheiten im Kon-
gress erweckten jedoch nicht den Eindruck 
einer historischen Bewältigung. Die „politi-
sche Klasse“ geht die brennenden Anliegen 
von Klimawandel und wirtscha!licher Un-
gleichheit bis hin zur Bedrohung der De-
mokratie zwar an, doch kaum mit letzter 
Konsequenz. Als habe man viel Zeit. Biden 
hat agiert, wie das von einem Karrierepoli-
tiker der demokratischen Mitte zu erwar-
ten war, als Verbesserer und Bewahrer der 
Zustände. Manches Programm wie seine 
Steuerreform zugunsten einkommens-
schwacher Familien hat Kinderarmut nach 
Berechnungen von Wirtscha!sforschern 
um 30 Prozent reduziert. Nach einem Jahr 
Laufzeit hat der Kongress das Programm 
nicht erneuert. Manchen demokratischen 
Politikern schien das o$enbar zu viel regie-
rungsgesteuerte Umverteilung zu sein.

Am 8. November wird sich zeigen: Mobi-
lisiert das Urteil des Obersten Gerichts ge-
gen Abtreibung wirklich so viele Wählerin-
nen, wie das die Demokraten ho$en? Es 
dür!e ebenfalls deutlich werden, wie sich 
die neuen Wahlgesetze republikanisch re-
gierter Staaten in der Praxis auswirken. 
Verleugnen Republikaner die Ergebnisse? 
Sind trumpistische Republikaner, die bei 
Vorwahlen gewonnen haben, tatsächlich 
mehrheitsfähig in ihren Wahlkreisen? Be-
gräbt die hohe In"ationsrate Errungen-
scha!en der Regierung von Infrastruktur 
bis Klimaschutz? Demokraten verteidigten 
sich im Wahlkampf gegen den Vorwurf, für 
Geldentwertung verantwortlich zu sein. Sie 
sprachen freilich wenig von unternehmeri-
scher Pro%tmache als In"ationsursache.

Und kann es sein, dass die Anhörungen 
über den gewalttätigen Ansturm auf das 
Kapitol Anfang Januar 2021 und Donald 

Trumps Demokratievereitelung wirklich so 
wenige Republikaner umstimmen? Der 
nächtliche Überfall vor Tagen auf das 
Wohnhaus von Nancy Pelosi, der demokra-
tischen Sprecherin des Repräsentanten-
hauses, hat den Gebrauch von Gewalt fort-
geschrieben. „Wo ist Nancy, wo ist Nancy?“, 
soll der Eindringling gerufen haben, bevor 
er mit einem Hammer auf Ehemann Paul 
Pelosi eingeschlagen hat. Nancy Pelosi ist 
seit Jahren die Hass%gur des republikani-
schen Amerika, die böse Hexe aus dem li-
beralen San Francisco.

Es war ein Wahlkampf ohne große Visio-
nen. Republikaner konnten nicht genug 
Worte %nden gegen die Regierung. Biden 
sprach von der „Seele der Nation“, die es zu 
retten gelte. Die Demokratische Partei sei 
„das große Zelt“. Wie zerstritten die Bewoh-
ner sind, hat sich bei den Gesetzen zu Kli-
ma und Infrastruktur gezeigt. Biden kam 
mit großen Plänen, die zerstückelt wurden.

Bei den Zwischenwahlen werden keine 
überragenden Ideen präsentiert. Wahl-
kampf %ndet vornehmlich im Kleinformat 
statt. Politiker wollen Menschen in sehr un-
terschiedlichen Wahlkreisen bedienen. Für 
Linke jenseits der Mitte zeigt sich wieder 
einmal, wie schwierig es ist, die vielen sozia-
len Bewegungen, die aus dem Protest gegen 
Trump entstanden sind, bei Wahlen mit 
Mehrheiten auszustatten. 

Außenpolitik war kaum präsent. Joe Bi-
den hat seine Partei befriedet mit der Ab-
kehr von Donald Trumps Alleingängen. Un-
ter seiner Präsidentschaft seien die USA 
wieder die unentbehrliche Nation, wie er im 
Oktober im Vorwort zu seiner neuen natio-
nalen Sicherheitsstrategie betonte. Ameri-
kanische Führung werde gebraucht wie nie 
zuvor. Die Volksrepublik China sei „der ein-
zige Konkurrent mit der Absicht, die inter-
nationale Ordnung umzuformen“. Die USA 
müssten auch deshalb ihre technologischen 
Fähigkeiten ausbauen. Russland verfolge 
eine imperialistische Politik, und die USA 
wollten dafür sorgen, dass „Russlands Krieg 
gegen die Ukraine zum strategischen Fehl-
schlag“ werde. Der ohnehin weltgrößte Mili-
täretat ist von 2021 auf 2022 weiter um 
mehr als fünf Prozent auf 782 Milliarden 

Dollar aufgestockt worden, so der Rüstungs-
kontrollverband Arms Control Association. 
Mit dieser Agenda modernisiere Biden auch 
Kernwa$en. Gegenüber der Ukraine sind die 
Demokraten zur Hilfe vereint, so lang wie 
„nötig“. Was das heißt, zeigte sich jüngst bei 
der Aufregung um einen „Brief zur Ukraine“, 
der von 30 demokratischen Abgeordneten 
des Repräsentantenhauses kam. Angesichts 
der „katastrophalen Möglichkeit von nukle-
arer Eskalation und Fehlkalkulation“ dräng-
ten die Verfasser Biden zu „proaktiven dip-
lomatischen Anstrengungen auf der Suche 
nach einem „realistischen Rahmen für ei-
nen Wa$enstillstand“. Die Unterzeichner 
zogen das Schreiben nach innerparteilicher 
Kritik postwendend zurück. Pramila Jayapal, 
Vorsitzende eines Ausschusses im Kongress, 
erklärte, der Brief sei bereits „vor mehreren 
Monaten“ formuliert worden. Mitarbeiter 
hätten ihn „leider“ ohne Autorisierung ver-
ö$entlicht. 

Jill Biden ist dafür 
Das Drama kam überraschend: Vom Inhalt 
her wichen die Abgeordneten kaum von Bi-
den ab. Sie lobten Beistand zur „Selbstver-
teidigung eines unabhängigen, souveränen 
und demokratischen Staates“ und das Prin-
zip, dass die USA keinen Druck ausüben auf 
Entscheidungen der ukrainischen Regie-
rung. Aber in der Endphase des Wahlkamp-
fes sollte den Republikanern o$enkundig 
kein Anlass geliefert werden, um sagen zu 
können, die Demokraten seien bei der 
Ukraine gespalten. Manche republikani-
sche Politiker im Schatten von Trump wol-
len tatsächlich die Ukraine-Hilfe hinterfra-
gen. Fox News läutet die Alarmglocken we-
gen einer Energiekrise. Allerdings hat 
bisher nur eine Minderheit der Republika-
ner gegen den Wa$ennachschub gestimmt. 
Der Chef der Republikaner im Senat, Mitch 
McConnell, forderte Mitte Oktober, Biden 
müsse mehr liefern.

Der Wahlzirkus hört nie auf. 2024 sind 
Präsidentenwahlen. Biden sagte im Sender 
MSNBC, er warte mit einer „formellen An-
kündigung“ bis nach den Zwischenwahlen. 
Doch sei es seine Absicht, „erneut zu kandi-
dieren“. Seine Frau Jill sei der Ansicht, als 
Präsident tue er „etwas sehr Bedeutendes, 
und er sollte nicht weggehen“. Joe Biden 
wird am 20. November 80 Jahre alt, Donald 
Trump ist 76. Rechte Websites haben ihre 
Freude an Versprechern des Präsidenten. Es 
wird gehetzt wegen angeblicher kognitiver 
Probleme. Biden habe Schwierigkeiten 
selbst bei alltäglichen Fragen, so das Maga-
zin National Review. US-Politiker wollen sich 
o$enbar keine Welt vorstellen, die ohne sie 
auskommt. Nancy Pelosi ist 82. In Repräsen-
tantenhaus und Senat klammern sich Politi-
ker an nach dem Senioritätsprinzip er-
kämp!e Posten. Nach Au'ruch sieht das 
nicht aus. Eher nach Management mit dem 
Hauptziel, wiedergewählt zu werden.

Bidens „großes Zelt“
US-Wahl Verlieren die Demokraten, brauchen sie für die Präsidentscha& 2024 dringend Ersatz 
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